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VERKEHR VERFLÜSSIGEN – QUARTIERE SCHÜTZEN – ÖV NICHT BEHINDERN

JA zur Mobilität für alle – JA zur Mobilitätsinitiative
Wer mit dem Auto oder dem öffentlichen Verkehr unterwegs ist, will eines: Ankommen. Doch immer 
öfter herrscht auf Zürcher Hauptstrassen Stillstand. Künstliche Tempobeschränkungen bremsen den Verkehr aus.  
Die Folgen: Stockender Verkehr, Stress und Zeitverlust für Pendler, Gewerbe und ÖV.

Die Mobilitätsinitiative schafft Abhilfe: 
Sie sorgt für einheitliche Regeln auf den 
Hauptstrassen im ganzen Kanton Zü-
rich und verhindert ideologische Ver-
kehrsbehinderungen. So fliesst der Ver-

kehr – zum Nutzen aller, die auf Mobi-
lität angewiesen sind. Ob im Auto, im 
Bus oder im Lieferwagen. So werden 
die einzelnen Verkehrsmittel nicht ge-
geneinander ausgespielt. Der Anspruch 
auf die Mobilität gilt für alle gleich.

Ideologische rot-grüne Alleingänge 
in Zürich und Winterthur
In den letzten Jahren beschlossen die 
rot-gün regierten Städte Zürich und 
Winterthur, die zulässige Höchstge-
schwindigkeit im Kanton Zürich auf 
Hauptverkehrsachsen von 50 km/h auf 
30 km/h zu reduzieren.

Die Mär der Lärmreduktion
Obwohl Tempo 30 vordergründig mit 
Lärmreduktion begründet wird, ist die 
tatsächliche Wirkung deutlich gerin-
ger als angenommen. Im Gegenteil: Die 
Temporeduktion wäre für die Nachtru-
he der Quartierbevölkerung sogar kon-
traproduktiv: Wenn auch auf den Haupt-

verkehrsachsen nur noch Tempo 30 
gefahren werden darf, ist ein vermehr-
ter Ausweichverkehr durch Quartier-
strassen nicht zu vermeiden.

Negative Nebeneffekte durch 
Zusatzkosten im ÖV
Nicht zuletzt wird der Öffentliche Ver-
kehr massiv ausgebremst, weil der Tram- 
und Busfahrplan an die neue Geschwin-
digkeit angepasst werden muss. Das ist 
nicht nur ärgerlich, sondern auch teuer: 
Gemäss den Verkehrsbetrieben der Stadt 
Zürich (VBZ) ist bei einer flächende-
ckenden Einführung von Tempo 30 mit 
einer einmaligen Ausgabe von 70 Mil-
lionen Franken für die Anschaffung 
von zusätzlichen Trams und Bussen zu 
rechnen sowie mit 20 Millionen Fran-
ken jährlich für den Betrieb der zu-
sätzlichen Fahrzeuge. Die Stadt Zürich 
will, dass der Kanton diese zusätzlichen 
Kosten übernimmt.

Die Mobilitätsinitiative 
rettet Leben
Wenn jede Minute zählt, muss der Weg 
frei sein. Künstlich mit Tempo 30 ver-
langsamter Verkehr oder ein Flicken-

teppich aus unterschiedlichen Tempo-
regimes verzögern das Einrücken der 
Feuerwehr, der Sanitätsfahrzeuge und 
die Einsätze von Polizei – mit womög-
lich dramatischen Folgen. Die Mobili-
tätsinitiative sorgt dafür, dass alle Blau-
lichtorganisationen auf den Hauptach-
sen zügig vorankommen – ohne unnötige 

Hindernisse. Damit Hilfe dort ankommt, 
wo sie gebraucht wird – schnell, sicher, 
zuverlässig.

Die Mobilitätsinitiative schützt 
Quartiere vor Ausweichverkehr
Viele Wohnquartiere sind bereits 
tempoberuhigt, was unbestritten rich-
tig ist. Menschen leben hauptsächlich 
in Quartieren. Hier sollen Kinder si-
cher spielen, Familien ruhig wohnen 
und Seniorinnen und Senioren gefahr-
los unterwegs sein können. Auch Schul-

häuser sind grösstenteils in Quartieren. 
Hier ist wenig Verkehr essenziell. Doch 
wenn der Verkehr auf Hauptstrassen 
mit Tempo 30 künstlich gebremst wird, 
verlagert er sich in die Wohngebiete – 
mit mehr Lärm, Gefahren und Stress 
für alle.

Die Mobilitätsinitiative bestätigt die 
klare Strassenhierarchie: leistungsfähige 
Hauptachsen für den Durchgangsver-
kehr, Quartiere für die Menschen. Das 
verhindert Schleichverkehr – und macht 
unsere Wohngebiete sicherer.

Die Mobilitätsinitiative 
verhindert flächendeckendes 
Tempo 30
Was heute mit einzelnen Strecken be-
ginnt, droht bald zur Norm zu werden: 
Flächendeckend Tempo 30 – auch auf 
wichtigen Hauptstrassen. Das bremst 
nicht nur den Individualverkehr aus, 
sondern auch Busse, Trams und Ret-
tungsfahrzeuge.

Die Mobilitätsinitiative setzt hier ein 
klares Stoppsignal. Sie verhindert eine 
schleichende flächendeckende Tempo-
reduktion und schützt damit die Leis-
tungsfähigkeit unserer Verkehrsadern – 
für eine pragmatische und vernünftige 
Mobilitätspolitik, die alle Verkehrsteil-
nehmenden berücksichtigt. Die Belle
rivestrasse in Zürich zeigt exemplarisch, 
wohin eine ideologisch geprägte linke 
Verkehrspolitik führt.

Aus diesen Gründen ist die Mobilitäts-
initiative das einzig Richtige. Darum am 
30. November 2025 JA zur Mobilitäts-
initiative.

Werden Sie Teil unserer  
Bewegung für mehr 
Mobilität, mehr 
Freiheit und mehr 
Sicherheit:

Stimmen Sie JA zur Mobilitätsinitiative –  
zum Nutzen aller, die auf Mobilität angewiesen sind.� Bild: zVg

Mauro Tuena
Nationalrat SVP 
und Co-Präsidium 
«Mobilitätsinitiative»
Zürich

«Tempo 50 auf Haupt­
verkehrsachsen  
soll die Regel bleiben.»

«Weniger Schleichverkehr 
macht unsere Wohngebiete 
sicherer.»

«Blaulichtorganisationen 
müssen zügig vorankommen 
können.»



EIN DEUTLICHES NEIN ZUR ENTEIGNUNGSINITIATIVE

Angriff auf das Fundament unseres Wohlstands
Die Eigentumsgarantie gehört zum Fundament jeder funktionierenden demokratischen Gesellschaft.  
Nur wo Eigentum respektiert wird, investieren Firmen und entstehen Arbeitsplätze. Nur wo Eigentum respektiert 
wird, kann eine Gesellschaft in Freiheit leben.

Wo Eigentum nichts gilt, zählt der Ein-
zelne nichts: Demokratie und Freiheit 
sind Fremdwörter. Das ist die Welt der 
Jungsozialisten, welche die brandgefähr-
liche «Initiative für eine Zukunft» lan-

ciert haben, über die wir am 30. No-
vember abstimmen.

Einen Rechtsstaat erkennt man an 
seinem Umgang mit Privateigentum. 
Wo dieses respektiert wird, herrscht 
Rechtssicherheit. Dort arbeitet, inves-
tiert und wohnt man gerne. Eigentum 
ist der Treibstoff unserer Marktwirt-
schaft. Es macht Investitionen, Unter-
nehmertum und Fortschritt erst mög-
lich. Das private Eigentum war im 
19. Jahrhundert das Fundament für die 
wirtschaftliche Prosperität, die wir 

heute haben. Zum Eigentum gehört das 
Recht, frei darüber zu verfügen  – zu 
Lebzeiten wie auch über das eigene 
Leben hinaus. Wer etwas aufgebaut hat, 
soll selbst bestimmen dürfen, wem er 
es vermacht.

Treibstoff der Marktwirtschaft
Wer nicht einen Teil seines erwirtschaf-
teten Gewinns behalten darf, wird nicht 
freiwillig arbeiten. Man muss ihn zwin-
gen – so geschehen in sozialistischen 
und kommunistischen Regimes. Diese 

unterscheiden sich nicht nur durch ihr 
Eigentumsverständnis, sondern auch 
in ihrem Verständnis von demokrati-
scher Teilhabe und der Freiheit. Jede 
Diktatur beginnt mit der Einschrän-
kung von Privatbesitz und geht dann 
über zu dessen Konfiszierung. Wo der 
Staat Eigentum raubt, ist auch das Leben 
nicht viel wert: Im Zentrum steht das 
Kollektiv, nicht der Einzelne.

Den Jungsozialisten fehlt nicht nur 
das Verständnis für Demokratie, Frei-
heit und Familie – sie haben auch kein 
Konzept von Arbeit und Privateigentum. 
Ihre Erbschaftsinitiative will Erbschaf-
ten und Schenkungen ab 50 Millionen 
Franken mit einer Steuer von 50 Pro-
zent belegen. So würden sie unzählige 
Firmen in ihrem Bestand gefährden. 
Weil sie nicht begreifen, dass Unter-
nehmer ihr Vermögen in die Betriebe 
investieren und nicht irgendwo in der 
Südsee verjubeln. In Erbschaften erken-
nen sie nicht das Resultat harter Arbeit 
und familiärer Verantwortung, sondern 
eine «Ungleichheit», die behoben wer-
den muss. Als ob Vermögen nicht durch 
Leistung erarbeitet worden, sondern 
per Zufall entstanden wäre. Als ob der 
Staat dabei zu kurz gekommen wäre. 
Fakt ist: Vermögen, das weitergegeben 
wird, ist bereits mehrfach versteuert.

Wohlstand zerstören?
Eine Gesellschaft, die Erfolg bestraft, 
erstickt den Antrieb ihrer Leistungs-
träger. Wenn Eigentum seinen Schutz 
verliert, verliert auch Freiheit ihren 
Boden. Die Juso-Initiative ist deshalb 
nicht nur ein Angriff auf «Reiche», son-
dern ein Angriff auf die Demokratie 
schlechthin. Oder wie Ludwig Erhard 
es formulierte: «Der Staat darf nie ver-
gessen, dass er vom Eigentum lebt  – 
nicht das Eigentum vom Staat.»

Jede Änderung der Bundesver-

fassung bedarf der Zustimmung 

von Volk und Kantonen. Die EU-

Anbindungsverträge ändern die 

Bundesverfassung mindestens 

fünf Mal. Da ist zum Ersten Zweck

artikel 2, wonach die Schweizeri-

sche Eidgenossenschaft «die Frei-

heit und die Rechte des Volkes 

schützt» und «die Unabhängigkeit 

des Landes wahrt». Die neuen Ver-

träge brechen dies, indem Brüssel 

in wichtigsten politischen Fragen 

das Recht setzen, das Volk als Ge-

setzgeber entmachten und die bis-

her unabhängige Schweiz in den 

EU-Rechtsraum mit EU-Richtern 

eingliedern würde.

Ebenfalls gebrochen würde Arti-

kel 34, der die politischen Rech-

te gewährleistet: «Die Garantie 

der politischen Rechte schützt die 

freie Willensbildung und die un-

verfälschte Stimmabgabe.» Die 

vorgesehene EU-Unterwerfung 

setzt sich über diese Bestimmung 

hinweg, indem sie für die Bürger 

unvorhersehbare Sanktionen er-

laubt. Diese Drohkulisse bei jedem 

der EU missfallenden Entscheid 

des Souveräns macht die Garantie 

der freien Willensbildung und der 

unverfälschten Stimmabgabe zu-

nichte.

Drittens brechen die EU-Verträ-

ge den Verfassungsartikel 121a, 

wonach die Schweiz die Zuwan-

derung von Ausländern «eigen-

ständig steuert» – mit «jährlichen 

Höchstzahlen und Kontingenten». 

Auch diese Bestimmung wird 

durch die neuen, ausgeweiteten 

Bestimmungen über die Personen-

freizügigkeit vollständig ausge-

hebelt. Ebenso setzen sich die EU-

Verträge über Artikel 121 hinweg, 

der die Ausschaffung schwerkri-

mineller Ausländer regelt. Gemäss 

Wortlaut der Vereinbarung mit 

Brüssel würden Ausschaffungen 

im Sinne von Volk und Ständen 

nie und nimmer möglich sein.

Zum Fünften foutieren sich Bun-

desrat, Verwaltung und eine 

Mehrheit der Politiker um Ver-

fassungsartikel 140: «Volk und 

Ständen werden zur Abstimmung 

unterbreitet: die Änderungen 

der Bundesverfassung.» Genau 

das wollen sie mit der Ausschal-

tung des Ständemehrs unterlau-

fen – obwohl die EU-Verträge die 

Bundesverfassung mehrfach ver-

ändern. Das ist mehr als nur geisti-

ges Unvermögen. In der Schwei-

zer Europapolitik ist die kriminelle 

Energie noch nie knapp geworden.

Fünffacher 
Verfassungsbruch

DEUTSCHE EMPÖRUNGSKULTUR HAT WIEDER HOCHKONJUNKTUR

Kanzler Merz und das «Stadtbild»
Auch wenn der deutsche CDU-Bundeskanzler einmal etwas annähernd Richtiges sagt, wird er massiv kritisiert.  
So etwa, als er kürzlich meinte, ihn störe vielfach das öffentliche Stadtbild. Es gebe Probleme mit denjenigen, 
die keinen dauerhaften Aufenthaltsstatus hätten, nicht arbeiteten und sich nicht an unsere Regeln halten würden.

Einerseits betont Bundeskanzler Merz 
fast gebetsmühlenartig die Abgrenzung 
zur AfD, andererseits sorgt seine «Stadt-
bild»-Äusserung derzeit nicht nur für 
emotionale Debatten, sondern auch für 
Gegendemonstrationen auf der Strasse. 
Viele Medien kommentieren den stritti-
gen Satz gar als rassistische Aussage.

Aufenthaltsrecht und Arbeit
Am Rande einer Veranstaltung in Lon-
don betonte Merz einerseits, dass 
Deutschland auch in Zukunft Einwan-
derung vor allem für den Arbeitsmarkt 
brauche. Andererseits benannte er erst-
mals, wer ihn im öffentlichen Bild deut-
scher Städte störe: Migranten ohne Auf-
enthaltsrecht und Arbeit, die sich nicht 
an die in Deutschland geltenden Regeln 
halten würden – diese bestimmten teil-
weise das öffentliche Bild in den Städten, 
sagte Merz. Das betreffe Bahnhöfe, U-
Bahnen, bestimmte Parkanlagen, ganze 
Stadtteile, «die auch unserer Polizei 
grosse Probleme machen», so Merz.

Fehlende Infrastruktur
Die grossen Probleme gibt es in Städ-
ten, Gemeinden, aber auch in kleinen 
Orten. Die Grenzen der Integrationsfä-
higkeit in Schulen, Kitas oder auf der 
Arbeit werden immer grösser. Die Kom-
munen seien auch unzureichend finan-
ziell ausgestattet und es fehle an Infra-
struktur. Auch das macht im Stadtbild 
Probleme.

Kein Tabu, sondern zutreffend
Wie eine Umfrage zeigt, stösst der Bun-
deskanzler bei der breiten Öffentlich-
keit zwar auf Zuspruch. Doch die De-
batte belastet die schwarz-rote Koaliti-
on zunehmend. Laut einer weiteren 
Umfrage halten 50 Prozent der SPD-
Anhänger die Merz-Aussage für «kein 
Tabu, sondern zutreffend». Die Union 
erteilte dem SPD-Vorschlag für einen 
«Stadtbild»-Gipfel übrigens eine Absa-
ge.

Linke Empörungsspirale
Die linke Empörung wird auch von der 
Medienöffentlichkeit weitgehend ge-
teilt. Da ist dann von «kalkulierter Am-
bivalenz» mit AfD-Rhetorik die Rede. 

Die so berüchtigte deutsche Empörungs-
kultur feiert feierlich Urständ. Die CDU 
drohe, ihren Wertekompass zu verlie-
ren. Oder man zweifelt gar, dass es über-
haupt noch Unterschiede zwischen der 
Kanzlerpartei und der grössten Oppo-
sitionspartei (AfD) gibt. Die Botschaft 
des Bundeskanzlers schwäche die Will-
kommenskultur Deutschlands und werde 
den Fachkräftemangel in Deutschland in 
den kommenden Jahren verschärfen, sagt 
etwa der Präsident des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung. An solch 
dummen und einseitigen Stellungnah-
men sieht man, wie vergiftet die Atmo-
sphäre inzwischen ist.

Das «Stadtbild» sei strittig, sagt die 
«NZZ». Es sei ein Spiegel der politischen 

Befindlichkeiten in Deutschland, eine 
Chiffre für vieles: für die Polarisierung 
der Gesellschaft, die Abgehobenheit der 
Regierenden, die heruntergewirtschaf-
teten Innenstädte.

Ein Gefangener seiner selbst
Man kann es auch kürzer sagen: Fried-
rich Merz spricht vermeintliche Prob-
leme an, aber dann passiert nichts. 
Dass ging bei Merz immer so. In der 
Opposition verlangte er eine genaue 
Liste, welche linksextremen Organisa-
tionen vom Staat unterstützt werden. 
Kaum in der Regierung, verweigert er 
auf exakt dieselben Fragen Antworten. 
Merz ist ein Gefangener seiner selbst. 
Seine Partei wird nur überleben, wenn 
sie sich neue Mehrheiten rechts der 
Mitte besorgt. Doch das wird wieder zu 
neuen Ausbrüchen der deutschen Em-
pörungskultur führen.

Christoph  
Mörgeli

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

Traditionelle Familienunternehmen müssten zerschlagen oder verscherbelt werden,  
um die hohe Erbschaftssteuer zu bezahlen.� Bild: Adobe Stock

Alltägliches Bild in deutschen Städten: Bandengewalt, Arbeitslosigkeit und fehlende Integrationsfähigkeit.� Bild: Adobe Stock

Gregor Rutz
Nationalrat SVP
Zürich
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Bildung: Drei erledigte Vorlagen

Die Kommission für Bildung und Kultur 
(KBIK) beantragte, der Vorlage «Fachhoch-
schulgesetz» zur formellen Rechtsgrundla-
ge für die Eigentümerstrategien (ES) der 
ZHAW, ZHdK und PHZH zuzustimmen. 
Die Vorlage ist inhaltlich kohärent mit 
der vom Kantonsrat bereits beschlossenen 
Rechtsgrundlage zur Universität Zürich 
(UZH) und erfüllt die Public-Corporate-
Governance-Richtlinie. Die Regelung legt 
Zuständigkeiten klar: Der Kantonsrat ge-
nehmigt die ES und nimmt jährliche Um-
setzungsberichte zur Kenntnis, der Regie-
rungsrat definiert die ES und überprüft sie 
alle vier Jahre, der Fachhochschulrat ver-
abschiedet die Umsetzungsberichte. Die 
Mehrheit der Kommission sieht damit Go-
vernance, Risiko und Transparenz ange-
messen abgedeckt. Die Minderheit lehnte 
ab, weil sie stärkere gesetzliche Konkreti-
sierungen bei Reputationsrisiken und 
Hochschulzusammenarbeit verlangt. In 
der Abstimmung wurde der ES zuge-
stimmt und gleichzeitig konnte auch die 
Motion der SVP, FDP und Grüne abge-
schrieben werden.

Die KBIK beantragte, die Einzelinitia-
tive «Erhöhung Rückzahlungsquote Ali-
mentenbevorschussung» abzulehnen. Die 
Kommission anerkannte zwar die finan-
ziellen Belastungen der Gemeinden, aber 
die vom Regierungsrat vorgelegte Auswer-
tung zeigt, dass die fachlichen und rechtli-
chen Inkassoinstrumente voll ausgeschöpft 

werden und die Jugendhilfestellen bereits 
strengere Massstäbe anwenden als bei 
Steuern. Die Rückzahlungsquote lag über 
die Jahre stabil bei rund 35 Prozent und 
nicht höher. Die fachliche Evidenz trägt 
den politischen Schluss, dass die tiefe Quote 
nicht mit neuen kantonalen Interventio-
nen kausal angehoben werden kann. 
Damit würde die Initiative keine Wirkung 
erzeugen, aber Strukturen destabilisieren. 
Der Rat folgte den Argumenten und hat 
die Einzelinitiative abgelehnt.

Weiter beantragte die KBIK dem Kan-
tonsrat, das dringliche Postulat zur Schaf-
fung von 500 zusätzlichen Studienplät-
zen Humanmedizin abzuschreiben. Denn 
die Universität Zürich hat ein Projekt 
«Med500+» aufgegleist, das ab 2030 rund 
270 zusätzliche Studienplätze in der Hu-
manmedizin bringen soll. Damit geht die 
UZH an die Grenzen dessen, was qualitativ 
und finanziell vertretbar ist. Das neue 
Curriculum mit früherem Klinikbezug, 
Grundversorgungsfokus und neuem Lern-
zentrum mit Simulationsklinik sichert die 
Qualität. Die wiederkehrenden Kosten im 
Endausbau von jährlich 78,7 Millionen 
Franken werden als fachlich begründbar 
und zweckadäquat gewertet. Die KBIK 
folgerte, dass der Auftrag erfüllt ist und 
der politische Impact erzielt wird. Das 
dringliche Postulat, das von Die Mitte, FDP, 
GLP, SP und der SVP eingegeben wurde, 
konnte somit problemlos abgeschrieben 
werden.

Das Votum im  
Kantonsrat als Video:

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Zusatzgelder im IT-Bereich und Initiative  
für mehr Eigenheim
Nach den erfolgten Mitteilungen begrüssten wir ein neues Mitglied im Kantonsrat für Qëndresa Sadriu (SP, Bülach).  
An ihrer Stelle nahm nun Leijla Saliu (SP, Winkel) Platz. Weiter wurden neue Mitglieder für die STGK (Kommission für 
Staat und Gemeinden) und KBIK (Kommission für Bildung und Kultur) gewählt.

Das erste Mal etwas spannend wurde es 
dann bei Traktandum 5. Es ging um 
eine Sammelvorlage Nachtragskredite 
für das Jahr 2025. Beim vorliegenden 
Fall ging es um 5,1 Millionen Franken 
für das Amt für Informatik. Konkret 
braucht es mehr Geld für Plattformen 
und Rechenzentren, Applikationsbetrie-
be und Management. Was hier nach er-

höhter Digitalisierung klingt, hat sich 
zu einem sehr komplexen Grossprojekt 
entwickelt  – mit mehrfachen Anpas-
sungen, Verzögerungen und wiederhol-
ten Zusatzkrediten. Bereits letztes Jahr 
brauchte es 3,2 Millionen Franken zu-
sätzlich. Ursprünglich waren einmal 38 
Millionen Franken vorgesehen, jetzt 
kostet es also schon das Doppelte. Be-
gründung für den Zusatzkredit: neue Si-
cherheitsvorgaben, zusätzlicher Service 
und – kaum zu glauben – das Verpassen 
der Budgetierung um fünf Tage.

Die SVP attestiert zwar, dass die IT 
wichtig ist und ohne deren Funktion 
die Verwaltung stillsteht. Aber es kann 
nicht sein, dass ständig Millionenbeträ-

ge nachgeschossen werden müssen, weil 
Projekte unvollständig geplant oder of-
fenbar unterschätzt werden. Es wird 
eine vorausschauendere und vollständi-
gere Planung erwartet, was die Beträge 
betrifft, welche ins Budget fliessen. Aus 
Verantwortung für den laufenden Be-
trieb stimmt die SVP dem Nachtrags-
kredit zähneknirschend zu.

Erwerb von Wohneigentum fördern
Ein weiteres spannendes Geschäft war 
die wohnbaupolitische Debatte zur Volks-
initiative «Starthilfe für Junge und Fami-
lien» (Starthilfe-Initiative). Diese Initiati-
ve wurde vom Hauseigentümerverband 
lanciert und bürgerlich unterstützt. 
Dabei geht es darum, den Ersterwerb 
von selbstgenutztem Wohneigentum 
zu fördern. Der Kanton soll künftig 
für einen Teil der Hypothek bürgen. 
Mit diesem Fördermodell soll der Kan-
ton Zürich an unter 50-jährige Perso-
nen, welche die restliche Finanzierung 
ihres Wohneigentums nachweisen kön-

nen, eine 20 Jahre dauernde, in ihrer 
Höhe sinkende Bürgschaft gewähren. 
So soll das benötigte Eigenkapital von 
20% auf 5% reduziert werden können 
(bzw. beim Gegenvorschlag auf 10%).

Kritisch kam die Initiative bei der 
FINMA (Finanzmarktaufsicht) an, der Re-
gierungsrat hingegen unterstützte die In-
itiative mit der Begründung, dass bei der 
Umsetzung der Initiative die FINMA-Kon-
formität erreicht werden kann. Da auf 
den Gegenvorschlag nicht eingetreten 
wurde, konnte man nach langer Dis-
kussion über die Unterstützung der In-
itiative abstimmen. Mit 89 zu 86 Stim-
men lehnte der Kantonsrat dann aber 
die Initiative knapp ab. Enthaltungen 
gab es keine. Die Vorlage wird nun der 
Zürcher Stimmbevölkerung vorgelegt.

ZUM ENTSCHEID DES REGIERUNGSRATES

Stadtzürcher Extrawurst
SVP-Regierungsrätin Natalie Rickli musste im Vorfeld des Einflugs von Gaza-
Kindern schwerste mediale Prügel einstecken. Der «Sonntagsblick» stellte 
die Zürcher Gesundheitsdirektorin gewissermassen als Alleinschuldige an den 
Pranger, die sich der bundesrätlichen Willkommenskultur verweigere.

Erst allmählich wurde bekannt, dass 
sich von 26 Kantonen nur gerade sechs 
bereit erklärt haben, 20 Gaza-Kinder 
inklusive 80 Begleitern in die Gesund-
heitsversorgung und in den Asylpro-
zess aufzunehmen.

Die Grundsatztreue von Natalie Rickli 
verdient grössten Respekt. Insbesondere 
auch darum, weil gerade von den Frau-
en ständig Verständnis für jede vorgebli-
che humanitäre Aktion erwartet wird 
und «frau» Gefahr läuft, als herzlos da-
zustehen, sollte sie es wagen, kritisch zu 
hinterfragen. Zum Glück hat der Ge-
samtregierungsrat ihr den Rücken ge-
stärkt. Und zwar aus absolut nachvoll-
ziehbaren Sicherheitsbedenken wegen 
möglicher Hamas-Beziehungen der Be-
gleitpersonen und wegen der Belastung 
des kantonalen Gesundheits- und Sozi-
alsystems. Auch ethisch handelt es sich 
um eine höchst fragwürdige, rein sym-
bolische Aktion fürs Schaufenster. Man 
will gut dastehen, statt Gutes zu tun, 
beispielsweise für Hilfe vor Ort, bei der 
man für dieselben Kosten ein Mehrfa-
ches für die medizinische Versorgung 
verletzter Gaza-Kinder erreichen könnte.

Symbolpolitik auf Kosten 
des Asylwesens
Am vorletzten Mittwoch sind sechs 
Kinder mit 27 Begleitpersonen in der 
Schweiz eingetroffen, die umgehend ins 
Asyl- und Sozialsystem aufgenommen 
werden. Der Chefarzt des Ostschweizer 
Kinderspitals äusserte sich in der SRF-
Sendung «Schweiz aktuell» so: «Das Be-

sondere ist, dass eigentlich gar nichts 
so besonders ist.» Und weiter: «Es ist 
aber auch wichtig zu realisieren: Das 
sind nicht akut verletzte Kinder, also 
wir betreiben hier keine Kriegsmedizin, 
sondern wir versuchen, die Folgen, die 
aus Verletzungen entstanden sind, zu 
behandeln.»

Es ist also schlicht unwahr, dass – wie 
behauptet – «schwer verletzte» Kinder 
in die Schweiz geflogen werden. Denn 
die Schwerverletzten lassen sich nicht 
transportieren oder sind – so traurig das 
ist – bereits verstorben. Dass aber wegen 
«nicht akut» verletzter Kinder der Bund 
26 Kantone beschäftigt und 80 Palästi-
nenser in den Asylprozess schleust, ist 
im Grunde ein Skandal.

Die SP behauptet, der Bund könne 
«garantieren», dass von den 100 Perso-
nen aus dem Gaza «keine Bedrohung» 
ausgehe. In Wahrheit kann der Bund 
natürlich gar nichts garantieren. Wirk-

lich ungehörig ist aber, dass die Stadt 
Zürich den Entscheid des ihr vorgesetz-
ten Regierungsrats nicht akzeptieren 
will. Der rot-grüne Stadtrat prüft einen 
Alleingang, um die Gaza-Kinder in den 
Stadtspitälern doch noch aufzunehmen. 
Wir kennen diese Stadtzürcher Arro-
ganz auch von willkürlichen Strassen-
sperrungen, Tempo-30-Zonen und der 
Missachtung der kantonalen Volksab-
stimmung, wonach abgewiesene Asyl-
bewerber kein Gratis-Studium erhalten 
sollen. Die Stadt Zürich führt sich auf, 
als ob sie ein eigener Kanton wäre – 
dabei ist sie eine Zürcher Gemeinde wie 
159 andere auch.

Die Starthilfe-Initiative wird in naher Zukunft dem Zürcher Stimmvolk 
zur Abstimmung unterbreitet.� Bild: chance-wohneigentum.ch

Barbara Grüter
Kantonsrätin SVP
Rorbas

Rochus Burtscher
Kantonsrat SVP
Dietikon

WORTE DER CO-PRÄSIDENTIN DER SVP STADT ZÜRICH

Zürcher Entsorgungs-Chrüsi-Müsi
Mit Medienmitteilung vom 18. Oktober 
2025 informierte Entsorgung & Recyc-
ling Zürich (ERZ) stolz, dass dieses 
Jahr die erste «Stadtputzete» mit über 
90 freiwilligen Helfern stattgefunden 
habe. Diese hätten innerhalb von 
zweieinhalb Stunden am Zürcher See-
ufer insgesamt 167 Kilogramm Abfall 
in Form von Zigarettenstummeln, Fla-
schen, Dosen und anderem Verpa-
ckungsmaterial eingesammelt. Tönt 
super, oder? Ich sehe das anders. Ers-
tens ist es nicht angezeigt, dass die 
Stadt Zürich ihre Bürger einspannt, 
um Gratisarbeit zu leisten. Diese Aufga-
ben sind von der Stadtverwaltung zu 
leisten, denn dafür zahlen wir Steuern. 
Zweitens und verheerender: Die Stadt 
sendet ein falsches Signal aus. Stadt-
putz-Aktionen mit freiwilligen Helfern 
dienen nicht dazu, gegen Littering zu 
sensibilisieren – im Gegenteil. Die Ak-
tion zeigt: «Du kannst Abfall einfach 
wegwerfen, deinen Dreck putzen an-
dere hinter dir weg.» Also weiterma-
chen!

Branders absurde 
Prioritätensetzung
Beim Sperrgut hingegen hat die Stadt 
ein grosses Umerziehungsprogramm 
eingeleitet. Die Entsorgungscoupons 
von ERZ wurden Anfang 2025 abge-

schafft. Stattdessen sollen die Zürcher 
ihre alten Gartenmöbel, Sofas und 
Stehlampen an mobilen Recyclinghö-
fen zu bestimmten Terminen entsor-
gen. Gleichzeitig organisiert die Stadt 
jeweils «Tauschbörsen», welche die Be-
wohner ermuntern sollen, anstatt Dinge 
wegzuwerfen diese zum Tauschen 
mitzubringen. Ziel: Abfall vermindern. 
Wichtig bei allem: Anlieferung nur 
ohne Auto! Was wie Satire tönt, ist Re-
alität. Wie lebensfremd das ist, zeigen 
die kaputten Möbelstücke, Bücher, 
Matratzen etc., die seither vermehrt 
auf den Trottoirs in Zürichs Strassen 
zu sehen sind. Wenn Quartierbewoh-
ner dies melden, holt die Stadt das il-
legal Entsorgte ab. Auch hier ein fal-
sches Zeichen an den Bürger: Illegales 
Verhalten wird belohnt!

Aber egal, Stadträtin Simone Bran-
der geht es um die Verkehrserziehung 
der Bürger. Und das geht so: Du sollst 
in der Stadt nicht Auto fahren. Zudem 
zeigt sich Stadträtin Brander wider-
sprüchlich. Mit Anreiz zum Tauschen 
will sie die Leute animieren, weniger 
Abfall zu produzieren, gleichzeitig hat 
sie angekündigt, die Kartonsammlung 
nicht mehr monatlich, sondern neu 
zweiwöchentlich durchzuführen. Denn 
es werde vermehrt online eingekauft 
und die vielen sperrigen Kartonverpa-

ckungen würden die Wohnungen der 
Leute verstopfen… Beim Online-Shop-
ping will Frau Brander sehr wohl le-
benspraktische Probleme der Stadtbe-
wohner lösen, nicht aber beim Sperr-
gut. Da werden neue Hürden aufge-
baut. Die Stadträtin kümmert sich 
mehr um die Ordnung in den Privat-
räumen der Leute als um die Sauber-
keit und Sicherheit im öffentlichen 
Raum. Da hat wohl jemand sein Amt 
nicht ganz verstanden.

Volksabstimmung dank 
SVP-Initiative
Die SVP Stadt Zürich will Ordnung im 
öffentlichen Raum. Wir wollen nicht, 
dass illegales Entsorgen weiterhin be-
lohnt wird. Mit einer Initiative wer-
den wir die Wiedereinführung der 
Sperrgut-Entsorgungscoupons an die 
Urne bringen. Und so etwas Ordnung 
im Entsorgungs-Chrüsi-Müsi der Stadt 
schaffen.

von 
Susanne Brunner

«Mit der Starthilfe-Initiative 
soll sich der Mittelstand wie-
der aus eigener Kraft Wohn-
eigentum leisten können.»

Marion Matter
Kantonsrätin SVP  
Meilen

«Wenn jede Stadt ihre 
eigene Politik macht, gibt 
es keinen Kanton mehr.»
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«DIT IS UW LAND!»

Holland wählt und ich mittendrin
Die Familie meiner Frau stammt aus Holland. Ein bis zweimal jährlich besuchen wir dort ihre Grosseltern, Onkel, 
Tanten, Cousins und Cousinen und erleben so den niederländischen Alltag. Diesen Herbst unter besonderen Vorzeichen: 
Die Niederländer wählten ein neues Parlament. Parallelen und Unterschiede zur Schweiz – ein Erfahrungsbericht.

Bereits bei der Überquerung der deutsch-
holländischen Grenze bei Venlo deutete 
alles auf Wahlkampf hin. Ähnlich wie 
bei uns sind Plakate von diversen Par-
teien auf Landwirtschaftsland aufge-
stellt. Über 20 Parteien wollen in die 
zweite Kammer (analog Nationalrat) ein-
ziehen. Aktuell sind die 150 Sitze auf 
17  (!) Parteien aufgeteilt. Stärkste Par-
tei bei den letzten Wahlen war die Frei-
heitspartei PVV (Partij voor de Vrijheid) 
um ihren Vordenker Geert Wilders. 
Hauptthemen: Weniger EU, weniger Zu-
wanderung, Asylstopp, weniger Staat. 
Zusammen mit der liberalkonservati-
ven VVD sowie Bauern und Bürger-
bündnis schmiedete Geert Wilders im 
Sommer 2024 eine Regierungskoaliti-
on. Diese kam aber nur zustande, weil 
Wilders, trotz berechtigtem Anspruch, 
auf das Amt als Ministerpräsident ver-
zichtete. Im Sommer 2025 liess Wilders 
die Koalition platzen. Grund: Die ande-
ren Regierungsparteien unterstützen 
seinen rigiden Asylkurs nicht.

Schattenseiten trüben das Image
Die Niederlande habe ich stets als be-
schauliches, ordentliches und «aufge-
räumtes» Land kennengelernt. Die Vor-
gärten in den Dörfern und Kleinstädten 
erinnern allesamt an Schaugärten von 
Gartenbaubetrieben. Mit viel Engage-
ment wird das eigene Heim gepflegt. 
Ebenso das gemeinsame Leben. Wäh-
rend wir Schweizer lieber einmal we-
niger eine fremde Person grüssen, ist 
das in Holland anders. Da redet jung 
mit alt, reich mit arm, dick mit dünn. 
Die Offenheit der «Oranjes» verblüfft 
mich immer wieder.

Dieses Bilderbuchmiteinander wird 
aber seit mehreren Jahren getrübt. Die 
Grossstädte wie Den Haag, Amsterdam 
oder Eindhoven machen immer wieder 
Schlagzeilen mit Kriminalität. Entfüh-
rungen, Messerstechereien, Schiesserei-
en sowie körperliche Gewalt sind in ge-
wissen Quartieren an der Tagesordnung. 
Unter meist maghrebinischen Clans 
herrschen regelrechte Bandenkriege. Der 
Ausländeranteil in Den Haag beispiels-

weise liegt bei satten 57%. Die hollän-
dische Kultur droht an einigen Stellen 
des Landes regelrecht zu erodieren.

Nette und Anständige: 
Überall gleich
Diese Umstände dominierten den Wahl-
kampf. Weil Geert Wilders und seine 
PVV, ähnlich wie die SVP in der Schweiz, 
den Finger immer und immer wieder in 
die offene Wunde legt, wird er von den 
anderen Parteien, aber auch von der is-
lamistischen Minderheit im Land, aufs 
heftigste bekämpft. Seit bald 20 Jahren 
kann er nicht mehr ohne Bodyguard 
aus dem Haus. Sein Wohnort ist ge-
heim. Während islamistische Kräfte ver-
suchen, ihn unter Gewaltandrohung 
mundtot zu machen, versuchen es seine 
politischen Gegner mit den ähnlichen 
Parolen wie unsere politischen Gegner. 
Anstatt sich mit den berechtigten Be-
denken und Problemen im Zusammen-
hang mit der masslosen Zuwanderung 
und der überbordenden Ausländerkri-
minalität auseinanderzusetzen, kriti-
siert man lieber den Stil oder spricht 
dem politischen Gegner Werte wie Em-
pathie oder Mitgefühl ab.

Während SP-Exponenten in der 
Schweiz die SVP schon verbieten wol-
len, klingt das bei den niederländischen 
Parteien etwa so: «Sta op voor hed goede» 
(Stehe auf für das Gute) lamentiert etwa 
die christlich-soziale Christen Union. 
Oder: «Een fatsoenlijk land – CDA» (ein 
anständiges Land) als Slogan der Christ-
demokraten. Das links-grüne Bündnis 
aus PDVA und Groenlinks fordert: «Tijd 
voor solidariteit» (Zeit für Solidarität). 
Wir sind solidarisch, anständig und 
stehen ein für das Gute – Geert Wilders 
tut das nicht. Wir sind solidarisch, an-
ständig und stehen ein für das Gute – 
auch wenn das Land dabei den Bach 
runtergeht. Das Wording ist immer 
gleich und erinnert stark an die Net-
ten und Anständigen in der Schweiz.

«Für eusi Lüüt»
Und was ist die Antwort von Geert 
Wilders? Seine Partei wirbt mit dem Slo-
gan: «Dit us uw land!» (Das ist dein Land). 
Bezeichnender könnte sein Wahlspruch 
in diesem Umfeld wohl kaum sein. Er 
konfrontiert den Wähler damit, dass es 
sich hier um «sein» Land handle. Damit, 
dass er im Namen der Toleranz und So-
lidarität keine Messerstechereien, Schies-
sereien und Vergewaltigungen tolerie-

ren muss. Damit, dass man nicht taten-
los mit ansehen muss, wie die masslose 
Zuwanderung ganze Städte und Dörfer 
verschlingt. Eigentlich sagt er dasselbe 
wie die SVP im Kanton Zürich: «Für 
eusi Lüüt!» Jetzt ist es an der Zeit, etwas 
für uns und nicht immer für alle ande-
ren zu tun. Wieso sollte man mit unso-
lidarischen und unanständigen Perso-
nen anständig und solidarisch sein?

Die Message kommt an. Trotz der 
massiven Übermacht der Gegner erziel-
te Wilders ein gutes Resultat und teilte 
sich den Spitzenplatz mit der linkslibe-
ralen D66. Ob und wie er eine Regie-
rung mitgestalten kann, bleibt nach 
dem letzten Versuch allerdings fraglich. 
Hier besteht wohl der grösste Unter-
schied zur Schweiz. Während wir hier 
alle grossen Parteien in der Regierung 
einbinden, versuchen die 17 (!) Parteien 
in Holland, eine Koalition zu schmie-
den. Faktisch ein Ding der Unmöglich-
keit.

Wenn die Angst vor politischen 
Gegnern dominiert
Zum Abschluss unserer Ferien besuch-
ten wir einen Bekannten meiner Frau 
im Süden der Niederlande. Er ist halb 
Holländer, halb Brasilianer, lebt als Ho-
mosexueller in einer glücklichen Bezie-
hung in der Nähe von Amsterdam und 
arbeitet als weitgereister Flight Atten-
dant. Auf die Frage, was er als Secondo, 
homosexueller und weltoffener Flug-
begleiter bei den Wahlen ankreuzen 
werde, meinte er zuerst: «Das möchte 
ich lieber nicht sagen.» Auf das Insis-
tieren meiner Frau antwortete er: «Geert 
Wilders, PVV.»

Der Grund: Als Homosexueller ist das 
Ausgehen zusammen mit seinem Le-
benspartner mittlerweile ein Spiessru-
tenlauf geworden. In den Grossstädten 
wird man als schwuler Mann oft ange-
feindet – von der militanten islamisti-
schen Minderheit. Ein Holländer, der 
in seiner eigenen Heimat nicht mehr 
ohne Angst auf die Strasse kann – un-
glaublich. Und noch etwas machte mir 
zu schaffen: Obwohl er in der anschlies-
senden Diskussion mit mir mehrere 
gute Argumente anbrachte, wieso er die 
Politik von Wilders unterstütze, getrau-
te er sich zu Beginn nicht zu sagen, was 
er wählen wird. Die Linken und Netten 
haben es weit gebracht: solidarisch, an-
ständig und für das Gute – leider aber 
nicht für die eigenen Leute.

Einladung  

zum SVP Anlass in Urdorf

am 19. November 2025

Spenden: CH84 0070 0114 8037 2612 2

Es sprechen zu Ihnen: 

svp-zuerich.ch

Heimat bewahren – Zukunft gestalten:
Sicherheit, KMU & Familien im Fokus

Programm:
ab 18:00 Uhr: Eintreffen und Apéro
 18:30 Uhr: Begrüssung
ca. 18:30 Uhr: Rede von Vorstandsmitglied  

Ozzin Jun
ca. 18:55 Uhr: Rede von Kantonsrat  

Domenik Ledergerber
ca. 19:15 Uhr: Rede von Nationalrat  

Benjamin Fischer
ca. 19:40 Uhr: Rede von Kantonsrat  

Roger Schmidinger
ca. 20:00 Uhr: Publikumsfragen und           

Diskussion

Wo:  
Embrisaal
Im Embri 8
8902 Urdorf

Wann: 
19. November 2025

Mit gratis Apéro und Trank!

Ozzin Jun,
Vorstand SVP Urdorf
Moderation,
Familien & Sicherheit

Roger Schmidinger,
Kantonsrat
Urdorf und Zürich:
KMU-Attraktivität

Domenik Ledergerber,
Kantonsrat & Präsident 
SVP Kanton Zürich
Heimatinitiative

Benjamin Fischer,
Nationalrat
«Nachhaltigkeits-
initiative»

Ein Abend für alle:  
Jung und Alt, Unternehmer 
und Familien – auch  
Nicht-SVP-Mitglieder sind 

JUNGI SVP – MIR REDET #KLARTEXT!

Medien machen Meinung
Wir scrollen, wir liken, wir konsumieren und das im Sekundentakt. 
Es ist eine Zeit, in der Inhalte schneller aufgenommen als verstanden werden.

Wir Jungen entscheiden mittlerweile 
nicht einmal mehr, was wir witzig, är-
gerlich oder cool finden. Der Entschei-
dungsträger ist der Algorithmus von 
TikTok, Instagram, YouTube und Co. 
Ein grosser Teil des Inhalts auf diesen 
Plattformen ist emotionalisiert und so 
ausgelegt, um möglichst viel Aufmerk-
samkeit zu generieren. Ausgewogene 
und informative Berichterstattung ist 
sekundär. Unsere eigenen Meinungen 
werden durch Algorithmen geformt. 
Diese Entwicklung hat gravierenden 
Einfluss auf die Jugend. Besonders junge 
Menschen sind anfällig für einfache 
Antworten in kurzen Clips. Wer glaubt, 
dass sich die Welt in einem 30-Sekun-
den-Video erklären lasse, macht es an-
deren leicht, ihn zu beeinflussen. Al-
gorithmen kennen unsere Meinun-
gen und füttern uns mit dem, was wir 
schon glauben, und verstärken damit 
unsere Meinungsblasen.

Beobachtet man die Medienland-
schaft, erkennt man ein besorgnis-
erregendes Muster. Es scheint, als 
würden sich die grossen Redaktionen 
immer weiter in die gleiche Richtung 
bewegen. Wir erleben Varianten der 

gleichen Erzählung, die Schlagzeilen 
sind oft Copy-Paste und ohne Aussa-
gekraft. Es wird nicht mehr informiert, 
sondern indoktriniert. Bei «gesellschaft-
lich heiklen» Artikeln zu Migration 
oder Kriminalität mit Migrationshin-
tergrund wird nicht mehr diskutiert, 
sondern viel eher reguliert. Kommen-
tarfunktionen bei den grossen Blät-
tern werden deaktiviert. Es heisst dann 
ganz offiziell: «Wir wissen, wie wich-
tig eure Meinung ist. Doch bei diesen 
Themen erhalten wir zu viele Hass-
kommentare, daher bleibt die Kom-
mentarspalte geschlossen.» So viel 
zum freien Austausch in einer Demo-
kratie. Kritische Stimmen werden nicht 
ernst genommen und systematisch 
ausgeblendet. Im Journalismus zählt 
ja bekanntlich nicht nur, was berich-
tet wird, sondern insbesondere, wer 
finanziert. Die Familie Coninx beim 
«Tages-Anzeiger». Michael Ringier beim 
Boulevard. Peter Wanner bei CH Media. 
Und natürlich über allem die TX Group, 
die seit Jahrzehnten mitbestimmt, was 
das Land denken soll.

Was wir brauchen, ist weder Zen-
sur noch staatlicher Eingriff, sondern 
Eigenverantwortung und Mut zur Mei-
nungsfreiheit. Medienkompetenz soll-
te genauso zum Bildungsauftrag des 
Staates gehören wie Mathematik oder 
Geschichte. Es ist höchste Zeit, dass 
wir Jungen wieder lernen, zu hinter-
fragen. «Wer nicht selber denkt, der 
wird gedacht.»

JA ZUR MOBILITÄTSINITIATIVE

Brandgefährliche Verkehrsbehinderungen
Wer in den letzten Tagen die von der Stadt Winterthur gemachten, nicht nachvollziehbaren Markierungen an  
und auf der Tösstalstrasse ungläubig betrachtet hat, kann nur erahnen, was für brandgefährliche Massnahmen auf 
uns zukommen, sollte die Mobilitätsinitiative nicht angenommen werden.

Wenn mein Telefon dauernd läutet und 
einen wildfremde Personen auf der 
Strasse entsetzt ansprechen, brennt de-
finitiv der Hut bzw. ist seitens der links-
grünen Stadt die sprichwörtlich rote 
Linie überschritten worden. Die Hiobs-
botschaften der vergangenen Tage be-
züglich baulicher Umgestaltungen und 
Verkehrsbehinderungsmassnahmen auf 
der Tösstalstrasse lassen sichtbar erah-
nen, was da mit dieser wichtigen Haupt-
verkehrsachse geschehen soll: durchge-
hende 30er-Zone und bauliche Hinder-
nisse wie Fahrbahnverengungen, Kapp-
Haltestellen und zusätzlich überbreite 
Schutzinseln mitten auf der Strasse! 
Solche ideologisch gefärbten Hindernis-

se auf Hauptverkehrsachsen behindern 
erfahrungsgemäss nicht nur das Gewer-
be, den Berufs- und Öffentlichen Ver-
kehr, sondern bremsen sträflich alle 
Notfalleinsätze unserer Blaulichtorgani-
sationen aus.

Quartiere vor Ausweich­
verkehr schützen
Es ist nicht so, dass ich gegen verkehrs-
beruhigende Massnahmen bin. Aber mei-
nes Erachtens sollten Hauptverkehrsach-
sen explizit das sein, was sie sind: 
durchlässige Strassen für den Waren- 
und Personentransport! Viele Wohn-
quartiere sind demgegenüber bereits 
heute durch 30er-Zonen beruhigt, was 
begrüssenswert ist, können hier näm-
lich Kinder sicher spielen, Familien ruhig 
wohnen und Senioren gefahrlos unter-
wegs sein. Doch wenn der Verkehr auf 
Hauptstrassen baulich unsinnig kast-
riert und mit Tempo 30 belegt wird, 
weicht der Verkehr umgehend in die 
Wohnquartiere aus.

Mobilitätsinitiative rettet Leben
Lebensgefährlich ist aber, dass mit die-
sen Massnahmen all unseren Blaulicht-
organisationen verunmöglicht wird, 
ihre Notfalleinsätze zeitnah erfüllen zu 
können. Wo nämlich ein Bus bei einer 
Haltestelle steht, gibt’s für alle anderen 
Fahrzeuge weder eine Vorbeifahrt noch 
sonst ein Weiterkommen. Dass oft Se-
kunden über Leben und Tod entschei-
den, ist offensichtlich bei den Planern 
dieser brandgefährlichen Verkehrsmass-
nahmen noch nicht angekommen.

Als ehemaliger Polizist weiss ich, dass 
Einsatzfahrzeuge von Feuerwehr, Sanität 
und Polizei dringend auf durchlässige 
Hauptverkehrsachsen angewiesen sind, 
weil sie nur so die Menschen rechtzeitig 
erreichen können, die sie in Not gerufen 
haben. Wer auch morgen auf rasche 
Hilfe zählen will, sagt mit Überzeugung 
JA zur Mobilitätsinitiative. Die Blaulicht-
organisationen und Bewohner in den 
Aussenquartieren und angrenzenden 
Gemeinden werden es Ihnen danken.

Eren Soyyigitoglu
Mitglied Junge SVP 
Kanton Zürich
Zürich

Marc Wachter
Vorstand SVP Zumikon und 
Präsident SVP Bezirk Meilen
Zumikon

René Isler
Kantonsrat SVP
Winterthur

Sie lieben die Schweiz?
Treten Sie noch heute der SVP bei  
und setzen Sie sich für unser Land ein.
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MIT GLEICHEN ELLEN MESSEN

Schande von Bern
Was am 11. Oktober 2025 in der Bundeshauptstadt Bern geschah, 
ist schändlich. Ein Aufruf von linken und linksextremen Kreisen 
für eine gewalttätige Pro-Palästina-«Friedensdemonstration» führte 
zum Ausbruch enormer Gewalt, 18 verletzten Polizisten, einem 
fast abgebrannten Gasthaus und einem Sachschaden in Millionenhöhe.

Zu dieser unbewilligten Demonstrati-
on wurde ausdrücklich aufgerufen. Die 
Polizisten in den rot-grün regierten 
Städten werden jeweils von ihren po-
litischen Vorgesetzten angehalten, mög-
lichst mild vorzugehen. So marschier-
ten viele an einer verbotenen Demons-
tration mit, ohne dass jemand etwas 
dagegen unternahm – oft vermummt 
trotz Vermummungsverbot. Die lin-
ken Regierungen in den Städten setzen 
das Recht nicht mehr durch.

Ständig ertönt der Ruf, man müsse 
die Rechtsextremen wegen ihrer Gesin-
nung verfolgen. Aber die Gewalttäter 
auf der linksextremen Seite werden 

für ihre Taten mit Samthandschuhen 
angefasst, ihr wüstes Treiben wird be-
schönigt. Die Grünen und die SP übten 
zunächst kein Wort der Kritik – ausser 
gegen die Polizei.

Es handelt sich bei Weitem nicht um 
die erste «Schande von Bern». Ich habe 
dies als Bundesrat 2007 miterlebt. Die 
linksextremen Gewalttäter schlugen 
auf dem Bundesplatz alles zusammen 
und wollten auch auf die SVP-Anhän-
ger losgehen, die friedlich und bewilligt 
zusammengekommen waren. Die Poli-
zei hat damals nicht oder erst zu spät 
eingegriffen, weil sie in einem Warte-
raum platziert war. Es sei vergessen 
worden, ihnen den Einsatz zu befehlen.

Man kann noch froh sein, dass neu-
erdings in Bern niemand totgeschla-
gen und dass das traditionsreiche Res-
taurant «Della Casa» nicht abgefackelt 
wurde. Die Lehre lautet: Die Polizei 
muss von Anfang an massiv Präsenz 
markieren und überlegen auftreten.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

SVP OETWIL-GEROLDSWIL

Polit-Talk mit Mauro Tuena und Roger Köppel
Der Gemeindesaal Geroldswil war gefüllt: Rund 200 interessierte Bürgerinnen und Bürger folgten der Einladung  
der SVP Oetwil-Geroldswil zum öffentlichen Polit-Talk. Die Veranstaltung stand ganz im Zeichen des Miteinanders, 
der Eigenverantwortung und der Liebe zur Schweiz.

Jennifer Fischer, Präsidentin der SVP 
Oetwil-Geroldswil, eröffnete den Abend. 
Sie erinnerte daran, wie wichtig es sei, 
zusammenzustehen: für unsere Neutra-
lität, unsere Unabhängigkeit und eine 
Schweiz, die selbst entscheidet, was gut 
für sie ist. Ein grosser Dank an alle Helfe-
rinnen, Helfer und den Vorstand, die mit 
Einsatz, Herzblut und Zusammenhalt 
diesen Abend möglich gemacht haben.

Durch den Abend führte Vivienne 
Huber, bekannt aus dem Podcast «Dütsch. 
Dütlich. DETTLING!», die mit ihrer sym-

pathischen Art, Direktheit und dem Ge-
spür für den Moment durch die Gesprä-
che leitete.

Mobilität und Souveränität 
im Fokus
Anschliessend sorgten zwei starke Stim-
men aus der nationalen Politik für ins-
pirierende Impulse.

Nationalrat Mauro Tuena sprach über 
die Mobilitätsinitiative und zeigte auf, 
wie zentral eine funktionierende und 
frei wählbare Mobilität für Bevölkerung 

und Wirtschaft ist. JA zur Mobilitätsin-
itiative am 30. November 2025.

Alt Nationalrat und Chefredakteur 
der Weltwoche Roger Köppel fesselte 
das Publikum mit seiner Rede zu den 
EU-Unterwerfungsverträgen und mahn-
te, die Schweizer Souveränität und den 
Willen zur Selbstbestimmung konse-
quent zu verteidigen. Wer möchte schon 
einen Vertrag mit über 2200 Seiten und 
zusätzlichen 20 000 Seiten Anhang?

Im Anschluss nahm sich Roger Köp-
pel Zeit, Fragen aus dem Publikum zu 
beantworten. Dabei unterstrich er, wie 
wichtig die Basis – die Bevölkerung – 
für eine lebendige Demokratie und eine 
starke Schweiz ist.

Den Zusammenhalt 
nachhaltig stärken
Neben den politischen Highlights wurde 
auch das gesellige Zusammensein ge-
pflegt: Ein frisch zubereitetes Pilz-Risot-
to sorgte für ein kulinarisches Highlight, 
begleitet von erfrischenden Getränken 
und vielen angeregten Gesprächen.

Der Polit-Talk zeigte eindrücklich: 
Nur gemeinsam können wir unsere 
Werte bewahren und ein starkes Zeichen 
setzen. Für eusi Lüüt und euses Dorf!

Jennifer Fischer, 
Präsidentin SVP Oetwil-Geroldswil

SVP USTER

Politik, Gespräche & Gemeinschaft 
beim Parteihöck
Wie immer am letzten Donnerstag des Monats traf sich die SVP Uster 
zum monatlichen Parteihöck – dieses Mal im gemütlichen Restaurant Hirschen 
in Nänikon. Einmal mehr durften wir zwei spannende Gäste begrüssen. 

Nationalrat Mauro Tuena informierte 
engagiert und pointiert über die brisan-
ten Abstimmungsvorlagen vom 30. No-
vember und insbesondere, wieso es ein 
JA zur Mobilitätsinitiative braucht (Än-
derung Strassengesetz).

Gemeinderat Martin Keller brachte 
aktuelle Einblicke aus der Gemeindepo-

litik ein, etwa zur familienergänzenden 
Betreuung oder städtischen Finanzlage.

Wie immer stand der direkte Aus-
tausch im Zentrum – offen, ehrlich und 
engagiert.

Daniel Schnyder, 
Gemeinderat und Präsident SVP Uster

SVP USTER

Kantonaler Aktionstag – SVP Uster im Einsatz für 
Freiheit, Eigentum und gesunden Menschenverstand!
Am kantonalen Aktionstag führte die SVP Uster zahlreiche gute Gespräche mit der Bevölkerung – direkt, ehrlich, bürgernah.

Im Zentrum stand die Information zu 
den wichtigen Abstimmungen vom 
30. November 2025. Unsere klaren Bot-
schaften:

	– JA zur Mobilitätsinitiative (Änderung 
Strassengesetz) – gegen flächende-
ckendes Tempo 30, für funktionieren-
de Verkehrsachsen.

	– NEIN zum staatlichen Vorkaufsrecht – 
Eigentum schützen statt enteignen!

	– NEIN zur IPV-Giesskanne – Sozialpo-
litik mit Augenmass, nicht mit der 
Giesskanne.

	– NEIN zur schädlichen JUSO-Steuer-
initiative  – kein Frontalangriff auf 
Mittelstand und Familienbetriebe!

Gleichzeitig sammelten wir erfolgreich 
Unterschriften für die Heimatinitiative – 
der Zuspruch aus der Bevölkerung war 
gross. Das zeigt: Die Menschen haben 
genug von der masslosen Zuwanderung.

Ein herzliches Dankeschön an alle 
Unterstützerinnen und Unterstützer!

Daniel Schnyder, 
Gemeinderat und Präsident SVP UsterDie SVP Uster zeigte sich einmal mehr bürgernah.� Bild: zVg

Nebst den politischen Gesprächen stand auch das gesellige Beisammen-
sein im Zentrum des Abends.� Bild: zVg

VOLKSINITIATIVE «200 FRANKEN SIND GENUG!»

Jetzt endlich mehr Geld im Portemonnaie!
Steigende Mieten, höhere Krankenkassenprämien, höhere Stromkosten: Immer mehr Menschen 
bleibt am Monatsende nicht mehr viel Geld im Portemonnaie. Zudem belastet der US-Zollhammer 
grosse Teile unserer Wirtschaft, unsere KMU-Betriebe und Unternehmen. Was ist also zu tun?

Die Bevölkerung sowie unser Gewerbe 
müssen so rasch wie möglich von un-
nötigen oder überteuerten Gebühren 
entlastet werden. Mit unserer Volksini-
tiative «200 Franken sind genug!» redu-
zieren wir die SRG-Gebühren von heute 
335 auf 200 Franken. Nun ist klar: Die 
Initiative wird den Schweizerinnen und 
Schweizern am 8. März 2026 zur Ab-
stimmung unterbreitet.

Weltweit höchste Gebühren!
Die steigenden Lebenshaltungskosten 
belasten uns alle. Gleichzeitig müssen 

die Bevölkerung und viele Unterneh-
men in der Schweiz die weltweit höchs-
ten (!) Radio- und TV-Gebühren bezah-
len. Mit unserer Initiative werden die 
TV- und Radio-Gebühren von 335 Fran-
ken pro Haushalt und Jahr auf 200 Fran-
ken reduziert und unsere KMU entlastet. 
Damit bleibt allen Jahr für Jahr mehr 
Geld zum Leben.

Auf Service public beschränken
Die SRG hat durch steigende Gebühren-
einnahmen ihre Tätigkeiten weit über 
den Service public ihrer Konzession aus-
gedehnt. Sie operiert ausserhalb des 
Kernauftrags mit zahlreichen Online-
Portalen und Social-Media-Plattformen 
und konkurrenziert so mit Gebühren 
die private Wirtschaft. Mit der Initiative 
muss sich die SRG wieder auf ihren 
Kernauftrag des Service public konzen-
trieren.

Doppelbesteuerung beseitigen
Firmen können im Gegensatz zu Men-
schen weder Radio hören noch fernse-
hen. Wenn Unternehmen und Gewerbe-
betriebe auch eine SRG-Abgabe bezah-
len müssen, führt das zu einer ungerech-
ten Doppelbesteuerung. Damit kassiert 
die SRG heute einen dreistelligen Millio-
nenbetrag. Das ist nicht fair – und es 
muss sich ändern. Denn alle Angestellten 
und alle Arbeitgeber haben bereits über 
ihren Privathaushalt Abgaben bezahlt.

Unfaire Belastung für Junge mildern
Vor allem Junge nutzen heute Strea-
ming-Anbieter und andere Medienka-
näle anstelle von SRG-Angeboten. Die 
SRG-Angebote müssen sie dennoch be-
zahlen. Das ist unfair. Gerade Junge 
haben oft auch weniger Einkommen, 
vor allem während der Aus- und Wei-
terbildung.

Immer noch genug Geld 
für blödsinnige TV-Formate
Die Gegner unserer Initiative werden 
sagen: Die SRG hätte schon viel gespart. 
Mehr würde nicht gehen! Tatsache ist: 
Das Sparprogramm der SRG ist durch 
unsere Initiative zustande gekommen 
und zeigt, wie viel heisse Luft in der 
SRG steckte und noch immer steckt.

Bestes Beispiel: Für sein Reality-TV-
Format «Shaolin Challenge» schickt das 
Schweizer Fernsehen Promis in einen 
südkoreanischen Tempel. Dort trainie-
ren sie unter der Anleitung des Shaolin-
Meisters Shi Heng Yi und setzen sich 
dabei «mit eigenen Ängsten und Sinn-
fragen auseinander». Ist es Service pub-
lic, wenn sechs Prominente ihre eige-
nen Ängste mit buddhistischer Kampf-
kunst überwinden? Müssen wir dafür 
335 Franken Gebühren pro Jahr zahlen?

Das Beispiel zeigt: Die SRG zieht 
immer noch zu viele Gebührengelder 
von uns ein, um damit unsinnige TV-
Formate zu finanzieren!

Über 850 Millionen pro 
Jahr sind genug!
Zudem werden die Gegner unserer In-
itiative erklären, mit weniger Gebüh-
ren würde die SRG kaputtgehen. Doch 
auch nach Annahme unserer Volksin-
itiative bleiben der SRG noch über 
850  (!) Millionen Franken pro Jahr. 
Genug, um damit dem Grundauftrag 
der SRG nachzukommen und alle Lan-
desteile und Regionen mit Informati-
onen und Sportsendungen zu bedie-
nen.

Jetzt Kampagne unterstützen!
Unterstützen Sie deshalb unsere Kam-
pagne und werden Sie jetzt Mitglied in 
unserem Unterstützungskomitee.

QR-Code scannen  
und Kampagne 
unterstützen:

Thomas Matter
Nationalrat SVP und 
Initiant «200 Franken 
sind genug!»
Meilen

Nationalrat Mauro Tuena und Gemeinderat Martin Keller waren am Parteihöck 
der SVP Uster zu Gast.� Bild: zVg
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AUS DEM DÜBENDORFER GEMEINDERAT

Lohn der Beharrlichkeit
Im Jahr 2016 forderte die SVP-Fraktion im Dübendorfer Parlament eine Steuerfusssenkung von zehn Prozent. Was 
damals noch belächelt wurde, wird voraussichtlich ab 2026 Realität.

Als die SVP-Fraktion in der Budgetde-
batte im Jahr 2016 die erwähnte Sen-
kung des Steuerfusses von zehn Pro-
zent forderte, wurde dies von allen an-
deren Parteien abgelehnt. Die Forderung 
wurde als Fata Morgana und Träumerei 
abgetan. Er wurde gar vom Finanzvor-
stand ins Lächerliche gezogen, obschon 
der Antrag durchdacht und gut begrün-
det war.

In den Folgejahren zeigte sich, dass 
die von der SVP-Fraktion prognostizier
ten Zahlen näher an der Wahrheit 
waren als jene des Stadtrates. Die SVP 
stellte wiederholt Anträge, um den 
Steuerfuss zu reduzieren  – welche 
immer, von allen Parteien, inklusive 
der «bürgerlichen» Partner, abgelehnt 
wurden. Dennoch blieben wir nicht 
ohne Erfolg. Der Stadtrat stellte, meist 
um ein Jahr zeitversetzt, einen Antrag, 
um die Steuern zu senken, welcher 
dann jeweils angenommen wurde. Es 
ist interessant, wie von den anderen 
Parteien konsequent alles abgelehnt wird, 
was von der SVP kommt. Stellt aller-
dings die Regierung einen identischen 
Antrag  – mit gleicher Begründung, 
aber ein Jahr später – wird dieser ange-
nommen.

Die SVP trägt Steuergeldern Sorge
Nebst der Beharrlichkeit bei der Steu-
erfusssenkung hat sich die SVP-Frakti-
on jährlich intensiv mit dem Budget aus-
einandergesetzt und auch Kleinstbeträ-
ge aus dem Budget gestrichen, obschon 
diese in einem Millionenbudget kaum 
ins Gewicht fallen. Wir haben stets die 
Meinung vertreten, dass für den einfa-
chen Bürger 2000 Franken viel Geld sind 
und es der Bevölkerung nützt, wenn wir 
diese einsparen. Es ist müssig, jedes Jahr 
jene Partei zu sein, wegen welcher der 
traditionelle Weihnachtsapéro nach der 
Budgetsitzung im Gemeinderat erst zu 
später Stunde eingenommen werden 
kann. Aber es zahlt sich aus! Der Stadt-
rat wird zum Sparen gezwungen und er 
weiss: Wenn er sich nicht mit dem Bud-
get der Verwaltung auseinandersetzt, 
dann macht es die SVP.

Bei den Streichungsanträgen konn-
ten wir uns glücklicherweise zum Teil 
auf die Hilfe von anderen Parteien ver-
lassen. Es hat sich als hilfreich erwie-
sen, dass bereits vor der Kommissions-
sitzung ein Excel-File mit den Sparan-
trägen der SVP-Fraktion geteilt wurde, 
damit sich die anderen Fraktionen auf 
die Anträge vorbereiten konnten. Wer-
den die anderen Fraktionen mit Anträ-
gen an der Kommissionssitzung über-
rascht, stimmen sie eher dagegen, als 
wenn sie sich fraktionsintern vorgän-
gig damit auseinandersetzen können.

Die Dübendorfer SVP darf stolz von 
sich behaupten, dass wir wohl als ein-
zige Fraktion einen grossen Beitrag zu 

den gesunden Finanzen in Dübendorf 
beigetragen haben und auch weiterhin 
beitragen werden. Wenn der Druck auf 
den Steuerfuss nachlässt und auch der 
Spardruck nicht aufrechterhalten wird, 
werden die linken Parteien ihre Ausga-
benpolitik innert kürzester Zeit durch-
setzen. Bekanntlich geben sie jeden 
Franken am liebsten drei Mal aus. Dann 
würde innert kürzester Zeit der Steuer-
fuss angehoben werden müssen, um 
die Umverteilung zu finanzieren.

Verantwortung übernehmen heisst 
an die Zukunft denken
Es braucht Beharrlichkeit, auch wenn 
derzeit die Steuereinnahmen ausseror-
dentlich hoch sind und in den letzten 

Jahren nur eine Richtung kannten. Wir 
müssen uns bewusst sein: Dies bleibt 
nicht so, sondern wird sich ändern. Spä-
testens dann sind wir froh, wenn wir 
unsere Ausgaben im Griff haben und 
nicht in den guten Zeiten unnötige In-
vestitionen getätigt und Verwaltungsstel-
len geschaffen haben, die kaum mehr 
zu streichen sind.

In diesem Sinn wird sich die SVP-
Fraktion auch dieses Jahr vor dem Auf-
wand des Studiums des Budgets (wel-
ches 137 Seiten umfasst) nicht scheu-
en und bei jeder unklaren Position 
nachfragen. Es mag sein, dass wir uns 
damit unbeliebt machen, weil Sitzun-
gen lange dauern. Aber nur so können 
wir das erreichen, was uns wichtig ist: 
gesunde Finanzen, keine unnötigen 
Staatsausgaben und einen attraktiven 
Steuerfuss.

Wer kennt sie nicht, die fröhlich 
bunten Regenbogenflaggen? Was 
früher einfach ein wunderschö-
nes Naturphänomen war, ist heute 
zum Symbol der LGBTQ-Bewe-
gung geworden. Schon fast inva-
siv wehen die Flaggen an Firmen-
sitzen und Balkonen, prangen auf 
T-Shirts, Accessoires – und wäh-
rend des Pride-Monats Juni ist die 
ganze Stadt Zürich damit zuge-
pflastert. Nicht wenige zeigen sich 
denn auch genervt davon.
Ganz besonders genervt hat sich 
in Dänemark die Syrerin und 
Influencerin Salma Naddaf, die vor 
elf Jahren vor dem Bürgerkrieg 
in ihrem Heimatland geflüchtet 
war. Warum das wichtig ist? Die 
36-jährige Naddaf ist in den So-
zialen Medien ein Star. Auf TikTok, 
Instagram, Facebook und Youtube 
folgen ihr mehr als zehn Millio-
nen Menschen, die sie mit ara-
bischsprachigen Bastel- und Deko-
Ideen unterhält.
Nun, sie hat sich nicht nur ge-
nervt, sondern sie störten die in 
der Schule ihrer Kinder gehiss-
ten Regenbogenflaggen so sehr, 
dass sie sich genötigt sah, mit-
samt Ehemann und Kindern aus 
Dänemark zu flüchten und wieder 
nach Syrien zurückzukehren. In 
einem tränenreichen, emotiona-
len Post berichtete sie davon, dass 
sie all das nicht mehr mit sich ver-
einbaren könne. Sie sei überzeugt, 
dass «ihre Kinder nicht an einem 
Ort aufwachsen sollten, dessen 
Sitten und Gebräuche den ihren 
fremd seien». Europa habe sich 
von «traditionellen Werten» ent-
fernt und «Geschlechtsidentität 
sei längst nicht mehr eine Frage 
der persönlichen Wahl, sondern 
werde aufgezwungen und ge-
lehrt».
Konsequent ist die Dame ja, das 
muss man ihr lassen. Und in einem 
Punkt muss ich ihr sogar recht 
geben: Pride-Flaggen haben an 
Schulen wirklich nichts verloren.
Im Grunde müssten sich auch die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Demonstrationen «Queers 
for Palestine» fragen, für wen 
genau sie sich da eigentlich ein
setzen. Salma Naddaf, eine ge-
flüchtete Muslima aus Syrien, ver-
lässt Dänemark, weil sie den An-
blick der Regenbogenflaggen 
nicht mehr erträgt und sich ihre 
Werte nicht mit der westlichen 
Lebensweise vereinbaren lassen. 
Nicht zu vergessen, dass LGBTQ-
Menschen in muslimischen Län-
dern drakonische Strafen bis hin 
zur Hinrichtung drohen. Die Tole-
ranten setzen sich für die Intole-
ranten ein – an Absurdität ist das 
wohl kaum zu überbieten. Denn 
nur die dümmsten Kälber wählen 
ihren Metzger selber.
Wer denkt, dass jemand in Däne-
mark Naddaf eine Träne nach-
weinen würde, täuscht sich. Ihr 
Post wird mit Kommentaren wie 
«Tschüss, Dschihad-Barbie», «Ich 
hoffe, Dir werden viele folgen» 
oder «Niemand wird dich hier ver-
missen» eingedeckt.
In diesem Sinne: Ciao, Adieu und 
guten Flug, «Dschihad-Barbie»! 
Für einmal kann man den Regen-
bogenflaggen tatsächlich auch 
einmal etwas Gutes abgewinnen.

«Tschüss,  
Dschihad-Barbie!»

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Vom Klimaschutz zum Blätterterror: Die Hexenjagd auf Laubbläser
In zahlreichen Städten und Gemeinden wird derzeit über ein generelles Verbot von Laubbläsern diskutiert. 
Hauptargumente sind der Lärm, der aufgewirbelte Staub und mögliche negative Auswirkungen auf Flora und Fauna.

Auf den ersten Blick erscheint ein Ver-
bot als einfacher Schritt in Richtung 
Umweltschutz. Doch bei genauerer Be-
trachtung zeigt sich: Ein pauschales 
Verbot greift zu kurz und kann erheb-
liche praktische Probleme nach sich 
ziehen.

In Zürich wurde diese Debatte jüngst 
durch eine Volksabstimmung greifbar. 
Am 28. September 2025 befürworteten 
61,7% der stimmberechtigten Zürche-
rinnen und Zürcher ein Laubbläserver-
bot. Zukünftig dürfen in der Stadt le-
diglich elektrische Laubbläser einge-
setzt werden, und das auch nur in den 
Monaten Oktober bis Dezember. Diese 
Regelung zeigt, dass die Öffentlichkeit 
zwar ein Interesse an Lärmschutz und 
Umweltverträglichkeit hat, gleichzei-
tig aber die Notwendigkeit effizienter 
Geräte für die Laubentfernung aner-
kennt.

Praktisch und essenziel 
für Sicherheit
Laubbläser sind heute ein unverzicht-
bares Werkzeug in der professionellen 
Pflege von Grünanlagen, Parks, Sport-
plätzen und kommunalen Verkehrs-
flächen. Sie ermöglichen eine schnelle 
und gründliche Entfernung von Laub, 
Schnittgut und sonstigem Schmutz. 
Ohne diese Geräte müssten dieselben 
Arbeiten manuell mit Rechen oder 
Besen erledigt werden. Dies würde nicht 
nur den Personalaufwand erheblich er-
höhen, sondern auch die Kosten für 
Gemeinden, Hausverwaltungen und 
Gartenbetriebe spürbar steigern. Fach-
leute wissen: Die manuelle Laubentfer-
nung ist nicht nur zeitaufwendig, son-

dern körperlich auch sehr anstrengend, 
insbesondere bei nassem oder gefrore-
nem Laub.

Ein weiterer praktischer Aspekt ist 
die Sicherheit. Laub auf Gehwegen und 
Strassen kann gerade in der feuchten 
Herbst- und Winterzeit zu Rutschge-
fahr werden. Laubbläser schaffen hier 
in kurzer Zeit sichere Verhältnisse. Ein 
generelles Verbot könnte die Verkehrs-
sicherheit gefährden, insbesondere in 
dicht besiedelten Städten oder auf stark 
frequentierten Fuss- und Radwegen.

Technische Entwicklung nutzen
Die Kritik an Laubbläsern ist nicht un-
begründet: Benzinbetriebene Geräte er-
zeugen Lärm und Emissionen. Doch die 
Branche hat in den letzten Jahren enor-
me Fortschritte gemacht. Moderne ak-
kubetriebene Geräte arbeiten deutlich 
leiser, emissionsärmer und effizienter. 
Ihre Leistungsfähigkeit ist für viele An-
wendungen im kommunalen Bereich 
mittlerweile vergleichbar mit klassi-
schen benzinbetriebenen Modellen. Die 
aktuelle Regelung in Zürich, die aus-
schliesslich elektrische Geräte in einem 
klar definierten Zeitraum erlaubt, ist 
ein Schritt in diese Richtung – sie ver-
bindet Umweltschutz mit praktischer 
Umsetzbarkeit.

Anstelle eines generellen Verbots bie-
ten sich praxisnahe Lösungsansätze 
an: Gemeinden können den Einsatz lärm-
armer Geräte vorschreiben, zeitliche 
Einschränkungen für bestimmte Wohn-
gebiete festlegen oder Mitarbeitende ge-
zielt schulen, um den ökologischen 
Fussabdruck zu minimieren, indem 
Emissionen, Lärm und Ressourcenein-
satz reduziert sowie Flora und Fauna 
geschont werden. 

Fachbetriebe profitieren zudem von 
den gesundheitlichen Vorteilen moder-
ner Geräte, geringerer körperlicher Be-
lastung, weniger Staubentwicklung und 
einer insgesamt ergonomischeren Ar-
beitsweise.

Effizienz statt Verbot
Ein Laubbläserverbot mag gut gemeint 
sein, in der Praxis jedoch schafft es mehr 
Probleme, als es löst. Die Fachpraxis 
zeigt, dass ein verantwortungsvoller Um-
gang mit moderner Technik – ergänzt 

durch klare Regeln, wie sie Zürich nun 
eingeführt hat – die optimale Lösung ist. 
Nur so lässt sich eine professionelle, si-
chere und gleichzeitig umweltverträgli-
che Pflege unserer öffentlichen und pri-
vaten Grünflächen gewährleisten.

Effizienz, Arbeitssicherheit und Um-
weltbewusstsein müssen nicht im Wi-
derspruch stehen!

Michele Romagnolo
Gemeinderat SVP
Zürich

Laubbläser sorgen für Sicherheit und sind dank technischen Fortschritts 
mittlerweile auch um einiges umweltfreundlicher geworden.� Bild: Pexels

Tief berührt nehmen wir Abschied von unserem Freund, Vorstands-
mitglied und langjährigen Gemeinderat

Paul Steiner
29. Juni 1955 – 29. Oktober 2025

Wir behalten Paul als fröhlichen, aufrichtigen und engagierten Men-
schen in Erinnerung.

Seine Stimme, seine Argumente, seine Ideen werden uns fehlen.

Unsere herzliche Anteilnahme gilt seiner Familie und seinen engsten 
Freunden.

Abdankung in der katholischen Kirche Dübendorf 
am Mittwoch, 12. November 2025, 14.15 Uhr.

SVP Dübendorf

steiner-paul-146x102.indd   1steiner-paul-146x102.indd   1 03.11.25   13:5703.11.25   13:57

von
Marion Matter

Fadegrad

Lukas Schanz
Fraktionspräsident SVP 
und Mitglied der GRPK
Dübendorf
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DIE HEUCHELEI DER LINKSGRÜNEN

Der Zusammenhang von Stromgesetz und  
Wohnungsnot in Zürich
Dass die ganze Klimapolitik ein erfolgreiches Businessmodell ist, steht ausser Frage. Dass der Klimakult 
inzwischen Bürger aus dem eigenen Heim vertreibt, muss man erst einmal verdauen. Dass Links-Grüne die eigentlichen 
Hauptdarsteller in diesem grotesken Drama sind, hat einen Zusammenhang.

Leerkündigungen werden nicht etwa von 
Rechtspopulisten, der HEV-Lobby, auch 
nicht von Kapitalisten oder den bösen 
«Immo-Haien» verursacht, wie man es in 
Stadt Zürich so schön auf Plakaten dar-
stellt. Es ist banal: Das Stromgesetz ist 
der Feind! Weil Häuser «energetisch sa-
niert» werden müssen, um die Klimazie-
le der ambitionierten «Klimajünger» 
alias links-grünen Politiker des Zürcher 
Gemeinderats zu befriedigen, kommt es 
massenhaft zu Leerkündigungen.

Tiefgreifende Sanierungen – stromge-
setzkonform versteht sich – können 
nicht durchgeführt werden, solange Mie-
ter in den Häusern wohnen. Böden müs-
sen herausgerissen, Fassaden saniert und 
Fenster ersetzt werden. Manchmal wer-
den sogar Küchen und Bäder erneuert; 
all das, um die gesetzten Energieziele zu 
erreichen. Allein in Zürich kam es 2024 
zu rund 1300 Leerkündigungen. Mieter 
müssen raus, Wohnungen werden nach 
der Sanierung doppelt so teuer vermietet. 
Sogar der Mieterverband spricht offen 

von 40 000 Leerkündigungen als Folge 
des Stromgesetzes! Der Mieterverband 
wird von einem AL-Mitglied geführt und 
ist daher wahrlich kein rechter Verein.

Klima-Wahn heizt Wohnungsnot 
noch stärker an
Aktuelles Paradebeispiel der Hypokri-
se sind die berühmten Sugus-Häuser. 
Die linke Politik in Zusammenarbeit mit 
der linken Presse framen das Problem 
auf ihre Weise: mit dem Fingerzeig in 
eine ganz andere Richtung, eine Rich-
tung mit greifbaren Bösewichten und 
weit weg von der eigenen Tür. Wahr-
heiten über das Stromgesetz und die 
Zusammenhänge der Leerkündigungen 
zu thematisieren, ist nicht genehm.

Teilweise ist es sogar verständlich, 
warum links-grüne Politiker dieses 
Thema einfach totschweigen: Wer an 
vorderster Front mit dem Megafon 
Demos gegen Leerkündigungen anführt, 
nur um von den eigenen Verfehlungen 
abzulenken, wird sich hüten, alternati-
ves Gedankengut zu säen. Totgeschwie-
gen werden auch Leerkündigungen in 
den städtischen Liegenschaften, welche 
dem Stromgesetz zum Opfer fielen. Die 
Wölfe laufen protestierend zusammen 
mit den Schafen und verfolgen gleich-
zeitig weiterhin eine Politik, welche die 
Wohnungsnot in Zürich anheizt.

Zeit für einen Wandel!
Im Zürcher Gemeinderat hat die SVP 
wiederholt auf den Zusammenhang der 
Rechenformel «Stromgesetz = Woh-
nungsnot» hingewiesen, jedoch will 
von der links-grünen Mehrheit niemand 
davon hören – geschweige denn, das ei-
gene Politikversagen eingestehen.

Johann Widmer, Gemeinderat SVP 
und Mitglied der technischen Spezial-
kommission des Gemeinderats Zürich 
sagte vor Kurzem: «Links-grüne Politik 
versagt andauernd. In ihrem Klima-
Wahn drücken sie an der Urne ein Strom-
gesetz durch, dessen Konsequenzen ihre 
eigenen Mieter schädigt. Wenn es dann 
zu den von uns vorhergesehenen Fol-
gen kommt, jammern sie und schrei-
ben die Ursache für die Leerkündigun
gen den bösen Hausbesitzern zu. Dies, 
obwohl auch die Stadt  leerkündigen 
muss, wenn sie ihre Häuser sanieren 
will.»

Fazit: Wer heute in Zürich eine Woh-
nung verliert, kann sich gerne bei ihren 
linken und grünen Politikern bedanken, 
die mit ideologischer Verblendung und 
wirtschaftlicher Ahnungslosigkeit den 
Wohnungsmarkt mit absoluter Mehr-
heit im Gemeinderat in den Abgrund 
führen. Vielleicht macht es jetzt doch 
Sinn, diesem Treiben bei den nächsten 
Wahlen ein Ende zu setzen?

SVP DIETIKON

ACHT Abstimmungen am 
30. November 2025 – Sektion nimmt 
Stellung!
Die Parteiversammlung vom 29. Oktober 2025 hatte es in sich. 32 Mitglieder 
kamen, um sich über diesen Abstimmungsmarathon zu informieren. Zu 
Beginn verlas der Präsident einen Nachruf auf Rosmarie Frehsner und im 
Anschluss ehrte die Versammlung «Rosie» mit einer Gedenkminute.

Anschliessend präsentierte die WAKO-
Präsidentin, Stadträtin Mirjam Peter, die 
SVP-Gemeinderatsliste, die Kandidatin-
nen und Kandidaten für die Schulpfle-
ge sowie Sozialbehörde. Alle vorgeschla-
genen Kandidatinnen und Kandidaten 
wurden mit Applaus bestätigt. Jetzt 
kann der Wahlkampf beginnen!

Doppeltes NEIN auf Bundesebene
Der Vorlagenmarathon konnte starten: 
Nationalrätin Barbara Steinemann nahm 
zu den eidgenössischen Volksinitiativen 
«Service-citoyen» sowie Juso-Enteignungs-
initiative (genauer Name: «Für eine soziale 
Klimapolitik – steuerlich gerecht finan-
ziert (Initiative für eine Zukunft)») Stel-
lung. Die anschliessende Diskussion mit 
Fragen war so klar, dass der Präsident 
zur Abstimmung schreiten konnte. Die 
Parole zu den zwei Volksinitiativen lau-
tete eindeutig: 2 × NEIN.

Für fliessenden Verkehr statt Stau
Der Marathon ging weiter und nun 
kamen vier kantonale Vorlagen zur Prä-
sentation. Der Beginn machte KR Rochus 
Burtscher zum «Einführungsgesetz zum 
Krankenversicherungsgesetz» sowie zur 
Volksinitiative «Für ein Grundrecht auf 
digitale Integrität». Zu diesen zwei Vorla-
gen wurde dann sofort die Parole ge-
fasst: EG Krankenversicherungsgesetz 
NEIN, Kantonale VI «Digitale Integrität» 
NEIN, Gegenvorschlag NEIN (Stichfrage: 
Gegenvorschlag).

Die nächsten zwei Vorlagen wurden 
von KR Ueli Pfister kompetent vertreten: 
Volksinitiative «Mehr bezahlbare Woh-
nungen im Kanton Zürich» sowie Än-
derung des Strassengesetzes «Mobilitäts-
initiative». Die Versammlung nutzte die 
Chance, Fragen zu stellen und bekam 
Antworten. Die Parolen zu diesen zwei 
Vorlagen konnten ebenfalls sofort ge-
fasst werden: Kantonale VI «Mehr be-
zahlbare Wohnungen im Kanton Zürich» 
NEIN, Gegenvorschlag NEIN (Stichfrage: 
Gegenvorschlag), «Mobilitätsinitiative» JA.

Klare Ablehnung zur Asylunterkunft
Bei der kommunalen Abstimmungen 
zur Asylunterkunft «Schöneggstrasse» 
hatte die Parteiversammlung bereits am 
28. August die NEIN-Parole gefasst. Zur 
kommunalen VI «Ja zu einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung» nahm Stadtprä-
sident Roger Bachmann Stellung. Die 
Diskussion über diese abstruse Volks-
initiative war kurz und bündig und so 
konnte sofort zur Parolenfassung ge-
schritten werden: NEIN.

Trotz einer reich befrachteten Trak-
tandenliste schloss die Parteiversamm-
lung pünktlich um 21.01 Uhr. Der Prä-
sident dankte allen Anwesenden für 
ihre Fragen und für die Antworten den 
Referenten.

Rochus Burtscher, 
Kantonsrat und 

Präsident SVP Dietikon

SVP PFÄFFIKON

Nominierungen für die 
Gemeindewahlen vom 8. März 2026
An der gutbesuchten Mitgliederversammlung vom 29. Oktober 2025 hat die 
SVP Pfäffikon die Nomination für die Gemeindewahlen 2026 vorgenommen.

Sie freut sich, folgende motivierte und 
kompetente Personen zur Wahl vorschla-
gen zu können:

	– Gemeinderat: Rajka Frei (bisher); 
Florian Appenzeller (neu);

	– Schulpflege: Roger Klos (bisher);
	– Werkkommission: Fredi Pfister (neu);
	– Sozialbehörde: Beatrice Buri (neu);
	– Rechnungs- und Geschäftsprüfungs-
kommission: Roland Buri (bisher); 
Igor Brem (neu).

Als stärkste politische Kraft von Pfäffi-
kon will die SVP in den Behörden Ver-
antwortung übernehmen und mit ihren 
vertrauenswürdigen Kandidaten ange-
messen vertreten sein. Weiter hielt die 
SVP an ihrem Grundsatz fest, dass keine 
parteilosen Kandidaten unterstützt wer-
den sollen.

Karl Bertschinger, 
Präsident SVP Pfäffikon

SVP WEININGEN

Raclette-Stamm der SVP Weiningen
Die Mitglieder der SVP trafen sich am 24. Oktober 2025 zum Raclette-Stamm im Schlössli Weiningen,  
wo Präsident Roman Fleisch die Veranstaltung eröffnete.

Besonders begrüsst wurden Gemeinde-
präsident Mario Okle sowie die Gemein-
deratsmitglieder Brigitte Schai und 
Mike Gardavsky. Ein Dank ging auch 
an Werni Renggli mit Team und Ruedi 
Hässig für das gekonnte Raclette und 
die Bewirtschaftung sowie an Jasmin 
Jenny für die herbstliche Dekoration der 
Tische.

Mario Okle informierte über aktu-
elle Themen aus dem Gemeindehaus, 
darunter die Fortschritte beim neuen 
Schulhaus und die Planungen des Fried-
hofsgebäudes. Zudem wurde die Her-

ausforderung der 5G-Antenne am Schlü-
echti Schulhaus angesprochen.

Für die Wahlen 2026 wurden die 
Wahlvorschläge eingereicht. Patrick Za-
mora wird für den frei werdenden Ge-
meinderatssitz unterstützt, wobei fast 
die Hälfte der Unterschriften für den 
Wahlvorschlag für die Wahl im März 
2026 von Mitgliedern der Fahrweid 
stammt. Die Reaktionen der anderen 
Parteien stehen noch aus.

Das SVP-Schiessen in Uster war ein Er-
folg, wobei die Gruppe Solaris den ersten 
Platz im Bezirk Dietikon belegte. Zukünf-

tige Termine sind der Stamm am 13. Ja-
nuar 2026 und die GV am 6. März 2026.

«Vielen Dank an Euch alle für Eure 
aktive Teilnahme und Unterstützung! 
Ich wünsche Euch eine schöne Zeit für 
den Rest des Jahres. Für Weihnachts- 
und Neujahrsgrüsse ist es vielleicht noch 
etwas früh. Jetzt heisst es: ‹Bisschen 
stinken muss es› – der Käse schmilzt 
schon! Guten Appetit und einen gemüt-
lichen Abend!»

Roman Fleisch, 
Präsident SVP Weiningen

WAKO-Präsidentin und Stadträtin Mirjam Peter präsentierte die Listen.� Bild: zVg

v.l.n.r.: Beatrice Buri, Roland Buri, Roger Klos, Fredi Pfister, Igor Brem, 
Florian Appenzeller, Rajka Frei.� Bild: zVg

Jane Bailey
Vorstand SVP Zürich
Kreis 10
Zürich

SVP ZÜRICH KREIS 11

Polit-Apéro mit Kantonsrat Marc Bochsler 
zum Thema Finanzpolitik
Am Freitag, 31. Oktober 2025, fand der letzte Polit-Apéro der SVP Zürich Kreis 11 in diesem Jahr statt. Vorstandsmitglied 
und Kantonsrat Peter Schick konnte im Restaurant Bürgli in Zürich-Seebach den Referenten, Kantonsrat Marc Bochsler, 
willkommen heissen.

Dieser ist Mitglied der Finanzkommis-
sion. Sein Thema: «Finanzpolitik Kan-
ton Zürich». Gleich zu Beginn seines 
Referates brachte er einige Zahlen: Zü-
rich hat den zweitgrössten öffentlichen 
Haushalt (20 Milliarden Franken) nach 
dem Bund. Der Aufwand stieg von 2005 
bis 2025 um 70 Prozent. In Zahlen: von 
11,7 auf 20 Milliarden Franken. Im sel-
ben Zeitraum wuchs die Bevölkerung 
um 28 Prozent von 1,26 auf 1,6 Millio-
nen. Der Staatsapparat und demzufol-
ge seine Aufgaben respektive Ausgaben 
wachsen überproportional zur Bevöl-
kerung. Die Ausgaben pro Kopf wach-
sen weiter an. Pro Tag gibt der Kanton 
56 000 Franken aus.

Ein Grund ist auch die masslose Zu-
wanderung. Zürich kann sich nicht 
mehr alles leisten. Der Regierungsrat 
muss Projekte priorisieren – was auch 
richtig ist. Es werden aber immer noch 
zwischen 1,3 und 1,5 Milliarden Fran-
ken pro Jahr in die Infrastruktur (Schu-

len, Verkehr) investiert. Der Bedarf 
wäre viel höher. Im Steuerranking ist 
Zürich auf dem letzten Platz, und das 
für den Wirtschaftskanton der Schweiz.

Das Fazit aus Sicht des Referenten: 
Zürich ist stark, wenn die Finanzen 
stabil sind. Der Staat muss Prioritäten 
setzen. Steuersenkung als Disziplinie-

rungsinstrument: Nach Milton Friedman 
gibt der Staat alles aus, was er hat. So-
weit darf es nicht kommen. Nach dem 
Referat wurde munter weiter diskutiert.

Peter Schick, 
Kantonsrat und 

Vorstand SVP Zürich Kreis 11

v.l.n.r. (stehend): Kantonsrat Peter Schick, Kantonsrat Marc Bochsler 
und Gemeinderatskandidat Herbert Passmann.� Bild: zVg
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 
19.00  Uhr, Lokalität gemäss www.svp-
bachenbuelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, ab 10.30 Uhr, 
Wöschhüsli, Oberdorfstrasse 15, Embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden Dienstag, 16.00 – 21.00 Uhr, Restau-
rant Altes Gerichtshaus, Wehntalerstrasse 47, 
Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf 
und Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 Uhr, 
Alterszentrum am Bach, Bistro, Bachstrasse 1, 
Birmensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
19.30 Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, 19.00 – 
22.00 Uhr, mit Nachtessen, Ort siehe www.
svp-staefa.ch. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Lokalität gemäss https://event.
evagic.com/svp-uster. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 Uhr, 
Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer-
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Schwamedingerhuus, Schwamen-
dingerplatz 2, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Channels 
oder auf unserer Website www.jsvp-zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Mittwoch, 26. November 2025, 15.00  – 
20.00 Uhr, Chlaustreffen, Zentrum Burgwies, 
Bonstetten.

Bezirk Dielsdorf / Steinmaur
Donnerstag, 27. November 2025, 19.30 Uhr, 
Infoanlass zum Rahmenabkommen, Restau-
rant Kreuz, Bachserstrasse 7, Steinmaur, mit 
den Nationalräten Gregor Rutz und Bar-
bara Steinemann sowie Kantonsrat Urs 
Wegmann.

Bezirk Dietikon / Birmensdorf
Mittwoch, 19. November 2025, 19.30  Uhr, 
Infoanlass zum Rahmenabkommen, Restau-
rant Brüelmatt, Dorfstrasse 10, Birmensdorf, 
mit den Nationalräten Barbara Steinemann, 
Gregor Rutz und Martin Haab.

Bezirk Dietikon / Urdorf
Mittwoch, 19. November 2025, 18.00 Uhr, 
Politanlass, Embrisaal, Im Embri 8, Urdorf, 
mit Nationalrat Benjamin Fischer sowie den 
Kantonsräten Domenik Ledergerber, Präsi-
dent SVP des Kantons Zürich, und Roger 
Schmidinger.

Bezirk Horgen / Wädenswil
Samstag, 8. November 2025, 09.00  – 
11.00 Uhr, Flyerverteilaktion, Treffpunkt K-
Kiosk, Zugerstrasse, Wädenswil.

Bezirk Meilen
Samstag, 29. November 2025, 18.00 Uhr, Ad-
ventsabend, Haus Wäckerling, Tramstrasse 
55, Uetikon am See, mit Nationalrat Pascal 
Schmid. Weitere Informationen und Anmel-
dung unter www.svpbezirkmeilen.ch.

Bezirk Meilen / Oetwil am See
Donnerstag, 20. November 2025, 19.30 Uhr, 
Parteiversammlung, Landgasthof Sternen, 
Esslingerstrasse 1, Oetwil am See.

Bezirk Meilen / Zollikon
Montag, 24. November 2025, 20.15 Uhr, In-
formationsabend zum Vertragspaket Schweiz / 
EU, Schulhaus Oescher, Aula, Buchholzstrasse 
24, Zollikon, mit Nationalrat Gregor Rutz.

Bezirk Uster / Volketswil
Samstag, 15. November 2025, 10.30  – 
13.30 Uhr, Adventsbrunch, Gemeinschafts-
zentrum, In der Au 1, Volketswil, mit National-
rat Gregor Rutz. Anmeldung bis 12. November 
2025 an info@svp-volketswil.ch.

Bezirk Winterthur / Brütten
Samstag, 8. November 2025, 10.30 Uhr, 
Politanlass, Pavillon Säntisblick, Unterdorf-
strasse 53/55, Brütten, mit Nationalrätin The-
rese Schläpfer und Alt Bundesrat Ueli Maurer.

Bezirk Winterthur / Hagenbuch
Samstag, 15. November 2025, 18.00 Uhr, Ra-
clette-Essen, Hagichäller, Hagenstal 24, Ha-
genbuch, mit Nationalrätin Barbara Steine
mann. Kosten: 30 Franken. Anmeldung bis 
9. November 2025 an rolfsturzenegger@
hispeed.ch.

Stadt Winterthur
Mittwoch, 19. November 2025, bis Sonntag, 
23. November 2025, SVP-Stand an der Win-
timäss, Eulachhallen, Wartstrasse 73, Win-
terthur.

Stadt Zürich / Kreis 10
Freitag, 14. November 2025, 18.30 Uhr, Polit
apéro und Nachtessen, Restaurant Schüt-
zenstube, Kappenbühlstrasse 80, Zürich-
Höngg, mit Alt Bundesrat Ueli Maurer.

Samstag, 15. November 2025, 09.30  – 
11.30  Uhr, Standaktion, Röschibachplatz, 
Zürich-Wipkingen.

Samstag, 22. November 2025, 09.30  – 
11.30 Uhr, Standaktion, Kappenbühlweg, 
Zürich-Höngg.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Samstag, 21. Februar 2026, 09.00 – 16.00 Uhr, 
Jasscup der SVP Schweiz, Breitisaal, Seebner-
strasse 21, Winkel. Weitere Informationen 
zur Anmeldung folgen.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

SO STIMMEN SIE RICHTIG !

Volksabstimmung vom 
30. November 2025
Eidgenössische Vorlagen

1.	Volksinitiative «Für eine engagierte Schweiz 
(Service-citoyen-Initiative)»

NEIN

2.	Volksinitiative «Für eine soziale Klimapolitik – 
steuerlich gerecht finanziert (Initiative für eine 
Zukunft)»

NEIN

Kantonale Vorlagen

1.	Einführungsgesetz zum Krankenversicherungs
gesetz (EG KVG) (Änderung vom 7. April 2025; 
Prämienverbilligung, Bundes- und Kantonsbeitrag)

NEIN

2.	A. ��Kantonale Volksinitiative «Für ein Grundrecht 
auf digitale Integrität»

NEIN

	 B. �Gegenvorschlag des Kantonsrates vom  
12. Mai 2025

NEIN

	 Stichfrage Gegenvorschlag

3.	A. �Kantonale Volksinitiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen im Kanton Zürich»

NEIN

	 B. �Gegenvorschlag des Kantonsrates vom  
30. Juni 2025

JA

	 Stichfrage Gegenvorschlag

4.	Strassengesetz (StrG) (Änderung vom  
31. März 2025)

JA

 

Adventsabend 
SVP Bezirk Meilen 

 

Samstag, 29. November 2025 
 

Festsaal Haus Wäckerling 
Tramstrasse 55, 8707 Uetikon am See 

 
 

Ehrengast 
Nationalrat Pascal Schmid 
Chef Asyl und Migration SVP Schweiz 
 
Programm 

18.00 Uhr Apéro 

19.00 Uhr Gemütliches Abendessen 

Tenue sportlich-elegant 

Preis Dank grosszügigem Sponsoring 
Fr. 40.00 / Person (alles inklusive) 
JSVP kostenlos (Mitglieder bis 25 J.)   

 
Anmeldung unter Angabe der Namen und durch 
Einzahlung bis spätestens 23. November 2025 auf: 
SVP Bezirk Meilen, 8706 Meilen 
IBAN CH25 0900 0000 8005 2149 0  
 

Die Anmeldungen werden nach Zahlungseingang 
berücksichtigt. 
 
Wir freuen uns mit Ihnen die Adventszeit einzuläuten. Geniessen Sie einen 
wunderbaren Abend im Festsaal des Hauses Wäckerling mit interessanten 
Gesprächen im geselligen Rahmen. 
 
 
 

Beste Grüsse 
 

SVP Bezirk Meilen 
 

Marc Wachter, Präsident  
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